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Gefeßblatt | 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 38 Ausgegeben Danzig, den 22. Juli 1931 


Inhalt: Verordnung über Abänderung der Verordnung betr. Neuregelung des Beitragsverfahrens in der 
Krankenverſicherung der unſtändig Beſchäftigten vom 11. Februar 1930 (S 659). — Ausführungsverordnung zum 
Blindenrentengeſetz vom 12. 6. 1931 (S. 660). — Aus führungs verordnung zum Rentnergeſetz vom 12 6. 1931 (S. 662). 
Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über die Fälligkeit und Verzinſung von Ausgleichshypotheken und zur 
Ausführung der Verordnung über die Errichtung einer Aufwertungsſtelle (S. 665). — Druckfehlerberichtigung (S. 667). 


107 Verordnung 
über Abänderung der Verordnung betreffend Neuregelung des Beitragsverfahrens in der Kranken⸗ 
verſicherung der unſtändig Beſchäftigten vom 11. Februar 1930 (Geſetzblatt S. 58). 
Vom 30. 6. 1931. 
Auf Grund des § 458 der Reichsverſicherungsordnung wird folgendes beſtimmt: 
8 1. ; 

Im § 4 der Verordnung betr. Neuregelung des Beitragsverfahrens in der Krankenverſicherung 
der unſtändig Beſchäftigten vom 11. Februar 1930 wird hinter Abſ. 2 folgender neuer Abſ. 3 eingefügt: 

Die Verſicherten in den beiden höchſten Grundlohnſtufen können ftait einer Wochenmarke auch 
Halbwochenmarken verwenden. In dieſem Falle hat der Arbeitgeber, ſoweit die Markenverwendung 
nicht ſchon vom Verſicherten erfolgt ijt, am erſten Arbeitstage in der Woche eine Halb⸗Wochenmarke 
und am nächſten Arbeitstage in derſelben Woche eine weitere Halb⸗Wochenmarke einzukleben. Im 
übrigen gilt Abſ. 2. ; 

a 3 wird Abſ. 4. 

82. 

Im § 9 der Verordnung betreffend Neuregelung des 1 in der Krankenver⸗ 
ſicherung der unſtändig Beſchäftigten vom 11. Februar 1930 wird hinter Satz 1 folgender neuer 
Satz 2 eingefügt: 

Halbwochenmarken ſind zuſammenzuzählen und im Endergebnis auf volle Wochen aufzurunden. 

Die bisherigen Sätze 2, 3 und 4 werden Satz 3, 4 und 5. 


§ 3. 

§ 13 der Verordnung betreffend Neuregelung des Beitragsverfahrens in der Krankenverſicherung 
der unſtändig Beſchäftigten vom 11. Februar 1930 erhält folgende Faſſung: 

a) Der § 452 Abſ. 1 Satz 1 der Reichsverſicherungsordnung erhält folgende Faſſung: 

Hat ein unſtändig Beſchäftigter im Laufe der letzten 26 Wochen vor der Erkrankung für mehr 
als 13 Wochen ſeinen Beitragsteil nicht geleiſtet, ſo erhält er nur Krankenpflege, umfaßt die Beitrags⸗ 
leiſtung mindeſtens 13, aber nicht mehr als 17 Wochen, jo ermäßigt ſich das Krankengeld um ein 
Viertel. 

b) Im übrigen gelten für die Verſicherung der unſtändig Beſchäftigten die Beſtimmungen der 
§§ 441 bis 452 und 457 der Reichsverſicherungsordnung. ; 


§ 4, 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 3. Auguſt 1931 in Kraft. 
Danzig, den 30. Juni 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Wiercinski⸗Keiſer. 
(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 30. 7. 1931). 
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108 Ausführungsverordnung zum Blindenrentengeſetz vom 12. 6. 1931. 


Vom 11. 7. 1931. 
Artikel l. 
zu § 1. 
Verpflichtet zur Gewährung der Leiſtungen aus dem Blindenrentengeſetz iſt die Gemeinde, in der 
der Blinde ſeinen Wohnſitz hat. à 
Sit der Blinde auf fremde Koſten in einer Anitalt untergebracht oder iſt er aus eigenem Ent⸗ 
ſchluß oder vorübergehend in eine ſolche Anſtalt eingetreten, ſo iſt die Gemeinde zuſtändig, in der 
er vor der Aufnahme in die Anſtalt ſeinen Wohnſitz hatte. 
Eine Aufgabe des Wohnſitzes in Danzig iſt in der Regel dann nicht anzunehmen, wenn ſich der 
Blinde beſuchsweiſe oder aus Geſundheitsgründen außerhalb des Gebietes der Freien Stadt Danzig 
aufhält, es ſei denn, daß dieſer Aufenthalt ein halbes Jahr überſteigt. Solange ſich der Blinde 


‚außerhalb der Grenze Danzigs aufhält, wird Krankenfürſorge nicht gewährt. Der Anſpruch auf 


den Zuſchlag und Krankenfürſorge für den Ehegatten und die Kinder des Blinden beſteht aud. 
nur dann, wenn die Angehörigen im Gebiete der Freien Stadt Danzig ihren Wohnſitz haben. 


Artikel II. 
a f 5 2 
Als blind anzuſehen ſind, wie im Verſorgungsgeſetz, alle Perſonen, deren Sehvermögen ſo gering 
iſt, daß ſie bei gewöhnlicher Tagesbeleuchtung außerſtande ſind, ſich ohne Führer allein auf der 
Straße oder an einem unbekannten Platz zurechtzufinden oder deren Sehvermögen wirtſchaftlich wert⸗ 
Jos iſt. ; ; ; 
Artikel III. 
zu § 4. 
Als ausreichend ſind in der Regel Einnahmen anzuſehen, die die dem Blinden zu zahlende Rente 
um / éüberſteigen. ` i 
Für den Umfang der Leiſtungen geſetzlicher Unterhaltspflichtiger ſind die Beſtimmungen des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs (§ 1601 ff.) maßgebend. 
Als wirtſchaftlich geſichert gilt ein Anterhaltsbeitrag, wenn anzunehmen iſt, daß der Verpflich⸗ 
tete ſeiner Vermögenslage nach imſtande iſt, bei gutem Willen die Anterhaltsbeiträge zu leiſten. 
Unter Wohnrecht ijt der Anſpruch auf Benutzung eines oder mehrerer Räume in dem Hauſe 
eines anderen zu verſtehen, ohne Rückſicht auf die Zahlung eines Entgelts. 


Artikel IV. 
zu § 5. 

Der Antrag iſt von dem Blinden perſönlich oder durch einen Vertreter mündlich oder ſchriftlich 
bei der Gemeindeverwaltung des Wohnſitzes des Blinden zu ſtellen. 

Die Sätze ſind Monatsbeträge. 

Die Rente iſt von dem Beginn des Monats an zu gewähren, in deſſen Verlauf der Antrag ge- 
ſtellt wird. 

Artikel V. 
zu § 6. 

Solange ſich der Blinde außerhalb der Freien Stadt Danzig aufhält, kann ihm die Rente auf 
ſeinen Antrag und auf ſeine Koſten nach ſeinem jeweiligen Aufenthaltsort überſandt werden. 

Der Feſtſetzung durch den Ausſchuß hat eine Unterſuchung des Antragſtellers durch einen Fach⸗ 
arzt vorauszugehen, der ein Gutachten darüber abzugeben hat, ob die Vorausſetzungen des § 2 des 
Geſetzes in Verbindung mit Artikel II dieſer Verordnung vorliegen. Die verpflichtete Gemeinde kann 
das Gutachten durch ein amtsärztliches Zeugnis ergänzen laſſen. 

Der Ausſchuß wird von dem Vorſitzenden nach Bedarf zuſammenberufen. 

Bei der Abſtimmung entſcheidet einfache Stimmenmehrheit. 

Den Beiſitzern iſt von der Gemeinde für die Teilnahme an den Sitzungen des Blindenaus⸗ 
ſchuſſes eine Entſchädigung nach den Sätzen des Artikel 1 der Verordnung über die Entſchädigung der 
Schöffen etc. vom 16. 6. 1931 (Geſ. Bl. S. 491) zu zahlen. i 

Neben den wirtſchaftlichen Organiſationen der Blinden ift vor der Berufung der Beiſitzer ſowohl 
hinſichtlich derjenigen aus den Reihen der Blinden, wie auch der aus dem Kreiſe der in der Blinden- 
fürſorge erfahrenen Perſonen der Blindenfürſorgeverein zu hören. 
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zu § 7. ; 

Als anrechnungsfähiges Einkommen gelten ſämtliche Einkünfte, die der Blinde außer der Rente 
hat, ohne Rückſicht auf die Bezugsquelle (Verdienſt aus einer Tätigkeit, Ertrag eines Vermögens, Be⸗ 
züge aus der Sozialverſicherung uſw.). Zu dem Einkommen gehören auch die in § 3 Ziffer 1 und 2 
aufgeführten Einnahmen. 


E Zu den Werbungskoſten gehören auch die Mehraufwendungen an Miete, die der Blinde im Hin⸗ 
| blick auf die Untervermietung zu machen hat. 
f 
È 
. 


Bei der Vermietung von möblierten Zimmern ſoll der für die Abnutzung der Möbel in Abzug 
zu bringende Betrag nicht mehr als 40 vom Hundert der Miete betragen. 


Artikel VII. 
zu §§ 8 und 9. 


i Den Umfang der Krankenfürſorge beſtimmt die verpflichtete Gemeinde. Sie muß dabei den Blinden 
E mindeſtens fo wie andere hilfsbedürftige die Wohlfahrtspflege in Anſpruch nehmende Perſonen ſtellen. 
Die Leiſtungen find im Rahmen der zwiſchen den Gemeinden und der Arzt- und Apotheker-Organi⸗ 
ſationen geſchloſſenen Verträge zu gewähren. Der Gewährung der Krankenfürſorge foll eine Unter⸗ 
ſuchung durch einen Vertrauensarzt nur dann vorangehen, wenn Sonderleiſtungen (Kuraufenthalt, 
Heilverfahren, Zahnerſatz uſw.) beanſprucht werden, im übrigen nur dann, wenn der Verdacht beſteht, 
daß der Blinde die Krankenfürſorge über N in Anſpruch nimmt. Erholungskuren ſind ausge⸗ 
ſchloſſen. 

Die Krankenfürſorge iſt nicht zu gehen Wenn ſie durch Kaſſenleiſtungen voll ſichergeſtellt iſt. 

Wird Anſtaltspflege einem zuſchlagsberechtigten Familienmitglied gewährt, ſo entfällt nach Ver⸗ 
lauf eines Monats die Zahlung des Zuſchlages. ; 

Wird der Blinde dauernd oder für längere Zeit auf öffentliche Koſten außer in einer Blinden- 
anſtalt in einer Pflegeanſtalt, Alters⸗ oder Siechenheim oder ähnlichen Anſtalt untergebracht, ſo finden 
die Beſtimmungen über Krankenfürſorge keine Anwendung. In dieſem Fall iſt die ihm für ſeine Per⸗ 
ſon zuſtehende Rente an die Behörde zu zahlen, die die Koſten der Unterbringung trägt. Die Behörde 
hat einen angemeſſenen Betrag dem Blinden zur Befriedigung kleiner perſönlicher Bedürfniſſe zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen. ; ; 
3 Artikel VIII. 

E: : zu § 12. 

Gelangen der beamtete Arzt und der Sachverſtändige für Blindenfürſorge zu keinem überein⸗ 
ſtimmenden Urteil, Jo entſcheidet der Blindenausſchuß (§ 6, Abſ. 2 des Geſetzes). Der beamtete Arzt 
É und der Sachverſtändige haben ſich ſchriftlich zu äußern. Gegen die Entſcheidung des Blindenaus— 
E. ſchuſſes ijt die Beſchwerde gem. § 13, Abſ. 1 zuläſſig. 


Artikel IX. 
zu § 13. 


Gegen die Beſcheide der Blindenausſchüſſe hat ſowohl der Blinde wie auch die betroffene Ge- 
E meinde das Beſchwerderecht. 


Artikel X. 
E ; zu § 14. 
É Die Gemeindeverwaltungen haben die Unterhaltsanſprüche gegen die unterhaltspflichtigen Dritten 


im Klagewege geltend zu machen, wenn es wahrſcheinlich iſt, daß die Verwandten ihre Unterhalts- 
pflicht im Rahmen der SS 1601 ff. B. G. B. erfüllen können. 


Die zurückerlangten Beträge ſind in demſelben Verhältnis der Freien Stadt Danzig zurückzuer⸗ 
ſtatten, in dem dieſe zu den früher gezahlten Renten beigetragen hat. 
i Artikel XI. 
zu § 16. 
Die Gemeinde verliert den Erſtattungsanſpruch, wenn ſie ihre Anſprüche gegen unterhaltspflichtige 
Dritte (§ 15 des Geſetzes, Art. 12 dieſer Verordnung) nicht in gehöriger Weiſe verfolgt. 


Die Erſtattung durch die Freie Stadt Danzig erfolgt nachträglich für den Zeitraum eines Mo⸗ 
nats. Die Forderungsnachweiſe ſind von den Stadtverwaltungen Danzig und Zoppot unmittelbar, von 
den übrigen Gemeinden durch die Kreisverwaltungen dem Senat vorzulegen. Aus ihnen muß die Anzahl 


6562 ee 


der beriidjidtigten Fälle hervorgehen. Sie haben ferner die Verſicherung zu enthalten, daß in dem an⸗ 


geforderten Betrag nur die ſächlichen Verwaltungskoſten enthalten ſind. { 
Der Senat wird auf Erfordern im Bedarfsfalle den Stadtverwaltungen Danzig und Zoppot ſowie 
den Kreisverwaltungen, letzteren zwecks Verteilung an die Gemeinden, Vorſchüſſe zu gewähren. 


Artikel XII. 
; 3u § 18. 
Eine weitergehende Fürforge der Gemeinde, insbejondere die Gewährung laufender und ein- 
maliger Unterftügungen im Wege der Wohlfahrtspflege wird durch das Geſetz nicht ausgeſchloſſen. 
Danzig, den 11. Juli 1931. | 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Hoppenrath. 


109 Ausführungsverordnung zum Rentnergeſetz vom 12. 6. 1931. 
Vom 11. 7. 1931. ; 
Artikel I. 
zu § 1. 

Verpflichtet zur Gewährung der Leiſtungen aus dem Rentnergeſetz iſt die Gemeinde, in der der 
Rentner ſeinen Wohnſitz hat. : 

Iſt der Rentner auf fremde Koſten in einer Anſtalt untergebracht oder iſt er aus eigenem Ent⸗ 
ſchluß oder vorübergehend in eine ſolche Anſtalt eingetreten, jo ift die Gemeinde zuständig, in der 
er vor der Aufnahme in die Anſtalt ſeinen Wohnſitz hatte. i : 

Eine Aufgabe des Wohnſitzes in Danzig iſt in der Regel dann nicht anzunehmen, wenn ſich 
der Rentner beſuchsweiſe oder aus Geſundheitsgründen außerhalb des Gebietes der Freien Stadt 
aufhält, es ſei denn, daß dieſer Aufenthalt ein halbes Jahr überſteigt. Solange ſich der Rentner außer⸗ 
halb der Grenzen Danzigs aufhält, wird Krankenfürſorge nicht gewährt. Der Anſpruch auf den Zu⸗ 
ſchlag und Krankenfürſorge für den Ehegatten und die Kinder des Rentners beſteht auch nur dann, 
wenn die Angehörigen im Gebiete der Freien Stadt Danzig ihren Wohnſitz haben. a 

Artikel Il. 
zu § 2. 

Der Nachweis des Rentners hat ſich darauf zu erſtrecken, daß ſeine Lebenshaltung im weſent⸗ 
lichen auf der Nutzung ſeines Vermögens gegründet war. 

Unter Mark im Sinne des § 2a iſt Papiermark zu verſtehen. ; 

Hat der Rentner nicht vor dem 1. Januar 1919 ein Vermögen im Werte von mindeſtens 
8000 Mark gehabt, kann dieſes aber für einen ſpäteren vor der Einführung der Feſtwährung Tie- 
genden Zeitpunkt nachweiſen, ſo tritt anſtelle der Papiermark die Goldmark. Bei der Wertumrechnung 
iſt der jeweilige Dollarkurs zugrunde zu legen. - 

Als Kapitalwert der regelmäßigen Bezüge aus Fonds und Stiftungen hat der 20-fahe Wert des 
Jahresbezuges zu gelten. 
Artikel III. 

zu § 3. 

Weſentlich ijt eine Erwerbsbeſchränkung, wenn fie mehr als 50 v. H. der Erwerbsfähigkeit beträgt. 

Als ausreichend ſind in der Regel Einnahmen anzuſehen, die die dem Rentner zu zahlende Rente 
um ¼ éüberſteigen. : 

Für den Umfang der Leiſtungen geſetzlicher Unterhaltspflichtiger ſind die Beſtimmungen des 
Bürgerlichen Geſetzbuches (§ 1601 ff.) maßgebend. 

Als wirtſchaftlich geſichert gilt ein Unterhaltsbeitrag, wenn anzunehmen iſt, daß der Verpflichtete 
ſeiner Vermögenslage nach imſtande iſt, bei gutem Willen die Unterhaltsbeitrage zu leiſten. 

Unter Wohnrecht ijt der Anſpruch auf Benutzung eines oder mehrerer Räume in dem Hauſe 
eines anderen zu verſtehen, ohne Rückſicht auf die Zahlung eines Entgelts. 


Artikel IV. 
zu § 4. 3 
Die Rentnereigenſchaft iſt dann als gegeben anzuſehen, wenn der Rentner am 1. Januar 1919 
noch nicht in der Hauptſache von dem Ertrag ſeines Vermögens gelebt hat, aber ſchon Erſparniſſe ge⸗ 
macht hatte, die ihm ſpäter eine ſorgenfreie Lebenshaltung ſichern ſollten. 


R 


Artikel V. 
zu § 5. 


Die Sätze find Monatsbeträge. 
Der Antrag ijt von dem Rentner perſönlich oder durch einen mit ſchriftlicher Vollmacht verſehenen 
Vertreter mündlich oder ſchriftlich bei der Gemeinde verwaltung des Wohnſitzes des Rentners zu ſtellen. 


Artikel VI. 
zu § 6. 
Die Rente iſt von dem Beginn des Monats an zu gewähren, in deſſen Verlauf der Antrag ge- 
ſtellt wird. 
Solange ſich der Rentner außerhalb der Freien Stadt Danzig aufhält, kann ihm die Rente auf 
ſeinen Antrag und auf ſeine Koſten nach ſeinem jeweiligen Aufenthaltsort überſandt werden. 


Artikel VII. 
zu § 7. 

Die Gemeindeverwaltung iſt verpflichtet die für die Beurteilung der häuslichen und wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe des Rentners weſentlichen Umſtände einer genauen Prüfung von Amts wegen zu 
unterziehen, nötigenfalls die Auskünfte der Steuerämter oder anderer Behörden, die ſachdienliche An- 
gaben machen können, einzufordern und die Arbeitgeber und unterhaltspflichtigen Angehörigen zur ge- 
nauen Darlegung der Einkommens- und Vermögensverhältniſſe des Rentners zu veranlaſſen. 

Der Rentner hat zu verſichern, daß er ſeine Erklärungen nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen ab⸗ 
gegeben hat. Er iſt vorher darauf hinzuweiſen, daß er ſich durch wiſſentlich falſche Angaben der Ge- 
fahr ſtrafrechtlicher Verfolgung wegen Betruges gem. § 263 St. G. B. ausſetzt. 

Hat die Gemeinde Zweifel an der Richtigkeit der Angaben, ſo kann ſie von dem Rentner die Ab- 


gabe einer eidesſtattlichen Verſicherung verlangen. Der Rentner iſt vorher über die Bedeutung einer 


ſolchen Erklärung zu belehren. Ein Zwang zur Abgabe kann nicht ausgeübt werden. Zur Abnahme iſt 
der mit der Bearbeitung der Kleinrentnerangelegenheiten betraute Gemeindebeamte ermächtigt. 

Der Rentner iſt verpflichtet, der Gemeinde ſofort von einer Anderung in ſeinen perſönlichen und 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen Anzeige zu erſtatten, ſoweit dieſes für die Zahlung der Rente von Be⸗ 
deutung iſt. 

Bevor die Behörde die Beiſitzer des Rentnerausſchuſſes beruft, kann fie wirtſchaftliche a 
jationen der Rentner hören. 

Der Ausſchuß wird von dem Vorſitzenden nach Bedarf zuſammenberufen. 

Bei der Abſtimmung entſcheidet einfache Stimmenmehrheit. 

Den Beiſitzern ijt von der Gemeinde für die Teilnahme an den Sitzungen des Rentnerausſchuſ— 
jes eine Entſchädigung nach den Sätzen des Artikel I der Verordnung über die Entſchädigung der 
Schöffen etc. vom 16. 6. 1931 (Geſ. Bl. S. 491) zu zahlen. 


Artikel VIII. 
; zu § 8. 

Als a ge Einkommen gelten ſämtliche Einkünfte, die der Rentner außer der Rente 
hat, ohne Rückſicht auf die Bezugsquelle (Verdienſt aus einer Tätigkeit, Ertrag eines Vermögens, Be⸗ 
züge aus der Sozialverſicherung uſw.). Zu dem Einkommen gehören auch die in § 3 Ziffer 1 und 2 
aufgeführten Einnahmen. 

Zu den Werbungskoſten gehören auch die Mehraufwendungen an Miete, die der Rentner im Hin⸗ 
blick auf die Untervermietung zu machen hat. Bei der Vermietung von möblierten Zimmern ſoll 
der für die Abnutzung der Möbel in Abzug zu bringende Betrag nicht mehr als 40 vom Hundert 
der Miete betragen. 

Artikel IX. 


zu § 9. 
Andern ſich im Verlauf eines Jahres nach der Rentenfeſtſetzung die Einkommensverhältniſſe des 


F Rentners, fo ift eine anderweitige Feſtſetzung von Amts wegen vorzunehmen. Von einer Neufeſtſetzung 


kann abgeſehen werden, wenn offenkundig iſt oder der Rentner glaubhaft macht, daß die Anderung nicht 
weſentlich iſt. Eine Neufeſtſetzung muß erfolgen, wenn ſeit der letzten Feſtſtellung 3 Jahre verfloſſen 
ſind. Eine Nachprüfung der häuslichen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Rentners im Hinblick 


auf eine Neufeſtſetzung der Rente foll innerhalb eines Jahres nach der Feſtſetzung nur vorgenommen 
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werden, wenn die Vermutung beſteht, daß ſich die Vermögens- und Einkommensverhältniſſe des Rent- 
ners geändert haben. 

Die Nachprüfungen haben nach Möglichkeit durch einen in der Rentnerfürſorge erfahrenen Er⸗ 
mittler oder einer Ermittlerin zu erfolgen. 

Bei den Rentnern, die bei Inkrafttreten des Geſetzes nach dem Geſetz über Fürſorge für Klein- 
rentner vom 23. 2. 23 (Geſ. Bl. S. 341) verſorgt werden, hat ſich die Nachprüfung nur darauf zu er⸗ 
ſtrecken, ob der Rentner ein ausreichendes Vermögen gemäß § 2 des Geſetzes nachweiſen kann. 


Artikel X. 
zu SS 10 und 11. 


Den Umfang der Krankenfürſorge beſtimmt die verpflichtete Gemeinde. Sie muß dabei den Rent⸗ 
ner mindeſtens ſo wie andere hilfsbedürftige, die Wohlfahrtspflege in Anſpruch nehmende Perſonen 
ſtellen. Die Leiſtungen ſind im Rahmen der zwiſchen den Gemeinden und der Arzt- und Apotheker⸗ 
Organiſationen geſchloſſenen Verträge zu gewähren. Der Gewährung der Krankenfürſorge ſoll eine 
Unterfuhung durch einen Vertrauensarzt nur dann vorangehen, wenn Sonderleiſtungen (Kuraufent⸗ 
halt, Heilverfahren, Zahnerſatz uſw.) beanſprucht werden, im übrigen nur dann, wenn der Verdacht 
beſteht, daß der Rentner die Krankenfürſorge über Gebühr in Anſpruch nimmt. Erholungskuren ſind 
ausgeſchloſſen. 

Die Krankenfürſorge iſt nicht zu gewähren, wenn fie durch Kaſſenleiſtungen voll ſichergeſtellt ift. - 

Wird Anſtaltspflege einem zuſchlagsberechtigten Familienmitglied gewährt, ſo entfällt nach Verlauf 
eines Monats die Zahlung des Zuſchlages. 

Wird der Rentner dauernd oder für längere Zeit auf öffentliche Koſten in einer Pflegeanſtalt, einem 
Alters- oder Siechenheim oder ähnlichen Anſtalt untergebracht, ſo finden die Beſtimmungen über Kran⸗ 
kenfürſorge keine Anwendung. In dieſem Fall iſt die ihm für ſeine Perſon zuſtehende Rente an die 
Behörde zu zahlen, die die Koſten der Unterbringung trägt. Die Behörde hat einen angemeſſenen 
Betrag dem Rentner zur Befriedigung kleiner perſönlicher Bedürfniſſe zur Verfügung zu ſtellen. 


Artikel XI. 
zu § 14. 
Gegen die Beſcheide der Rentnerausſchüſſe hat ſowohl der Rentner wie auch die betroffene Ge⸗ 
meinde das Beſchwerderecht. 
Artikel XII. 
i SUSS 
Die Gemeindeverwaltungen haben die Unterhaltsanſprüche gegen die unterhaltungspflichtigen 
Dritten im Klagewege geltend zu machen, wenn es wahrſcheinlich iſt, daß die Verwandten ihre Unter⸗ 
haltspflicht im Rahmen der SS 1601 ff. B. G. B. erfüllen können. 
Die zurückerlangten Beträge ſind in demſelben Verhältnis der Freien Stadt Danzig zurückzuer⸗ 
ſtatten, in dem dieſe zu den früher gezahlten Renten beigetragen hat. 


Artikel XIII. 
zu § 16. 

Bei Feltitellung des Vermögenswertes bleibt der notwendige Hausrat außer Betracht. Im übrigen 
iſt der Verkaufswert der anderen zum Vermögen gehörenden Gegenſtände bei der Abſchätzung zugrunde 
zu legen. 

Artikel XIV. 
zu § 18. 

Die Gemeinde verliert den Erſtattungsanſpruch, wenn fie ihre Anſprüche gegen unterhaltsver- 
pflichtete Dritte (§ 15 des Geſetzes, Artikel XII dieſer Verordnung) nicht in gehöriger Weiſe verfolgt. 

Die Erſtattung durch die Freie Stadt Danzig erfolgt nachträglich für den Zeitraum eines Mo⸗ 
nats. Die Forderungsnachweiſe ſind von den Stadtverwaltungen Danzig und Zoppot unmittelbar, von 
den übrigen Gemeinden durch die Kreisverwaltungen dem Senat vorzulegen. Aus ihnen muß die Anzahl 
der berückſichtigten Fälle hervorgehen. Sie haben ferner die Verſicherung zu enthalten, daß in dem an⸗ 
geforderten Betrag nur die ſächlichen Verwaltungskoſten enthalten ſind. 

Der Senat wird auf Erfordern im Bedarfsfalle den Stadtverwaltungen Danzig und Zoppot ſowie 
den Kreisverwaltungen, letzteren zwecks Verteilung an die Gemeinden, Vorſchüſſe gewähren. 
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Artikel XV. 
Zu 8 20. 
Eine weitergehende Fürſorge der Gemeinde, insbefondere die Gewährung laufender und ein⸗ 
maliger Unterſtützungen im Wege der Wohlfahrtspflege wird durch das Geſetz nicht ausgeſchloſſen. 
Danzig, den 11. Juli 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Hoppenrath. 


110 Verordnung ; 


zur Durchführung des Geſetzes über die Fälligkeit und Verzinſung von Ausgleichshypotheken und zur 
Ausführung der Verordnung über die Errichtung einer Aufwertungsſtelle. 


Vom 14. 7. 1931. 


Auf Grund der SS 23, 27 des Geſetzes über die Fälligkeit und Verzinſung von Ausgleichshypo⸗ 
theken vom 26. Juni 1931 — G. Bl. S. 575 — und des 8 2 der Verordnung über die Errichtung 
einer Aufwertungsſtelle vom 20. März 1931 — G. Bl. S. 69 — wird folgendes verordnet: 


Artikel I 
Kündigungsfriſt. 
Sale 
Erſter Werktag im Sinne des § 1 Abſ. 2 Satz 3 des Geſetzes über die Fälligkeit und Verzinſung 
von Ausgleichshypotheken iſt : 
für eine Kündigung zum Schluſſe des erſten Kalendervierteljahres der 31. März, 
für eine Kündigung zum Schluſſe des zweiten Kalendervierteljahres der 30. Juni, 
für eine Kündigung zum Schluſſe des dritten Kalendervierteljahres der 30. September, 
für eine Kündigung zum Schluſſe des vierten Kalendervierteljahres der 31. Dezember. 


§ 2. : 
Erſter Werktag im Sinne des § 2 Satz 2 des Geſetzes über die Fälligkeit und Verzinſung von 
Ausgleichshypotheken iſt 
für eine Kündigung zum Schluſſe des erſten Kalendervierteljahres der 31. Dezember, 
für eine Kündigung zum Schluſſe des zweiten Kalendervierteljahres der 31. März, 
für eine Kündigung zum Schluſſe des dritten Kalendervierteljahres der 30. Juni, 
für eine Kündigung zum Schluſſe des vierten Kalendervierteljahres der 30. September. 


8 3 N 
Fällt einer der in den SS 1 und 2 beſtimmten Tage auf einen Sonntag oder einen am Erklärungs⸗ 
orte ſtaatlich anerkannten allgemeinen Feiertag, ſo iſt der nächſtfolgende Werktag der erſte Werktag 
im Sinne des § 1 Abſ. 2 Sak 3 und des § 2 Satz 2 des Geſetzes über die Fälligkeit und Ber- 
zinſung von Ausgleichshypotheken. 
Artikel II. 
Verfahren. 
8 
(1) Gegen die Ablehnung der einſtweiligen Anordnung (§ 9 des Geſetzes über die Fälligkeit und 
Verzinſung von Ausgleichshypotheken) findet die Beſchwerde ſtatt; die weitere Beſchwerde iſt aus⸗ 
geſchloſſen. ; 
(2) Die Ablehnung der einſtweiligen Anordnung bedarf keiner Begründung. 
§ 2. 
(1). Die Aufwertungsitelle hat jedem, der ein berechtigtes Intereſſe darlegt, auf Antrag eine Be- 
ſcheinigung darüber zu erteilen, i 
: 1. ob und wann bei ihr ein Antrag auf Bewilligung einer Zahlungsfriſt eingegangen ift; 
ob und in welcher Meile der Antrag endgültig erledigt iſt; : 
welche Zahlungsfriſt bewilligt ift. 
Die Beſcheinigung iſt gebührenfrei. 


eles ; Artikel III. 
Koſtenweſen. 
Sal, 
Für das Verfahren über den Antrag auf Bewilligung einer Zahlungsfriſt werden Gebühren und 
Auslagen nach Maßgabe der folgenden Vorſchriften berechnet. 


§ 2. 

Für die Gebührenberechnung iſt der Wert des Streitgegenſtandes maßgebend. Dieſer Wert iſt 
von der Aufwertungsſtelle, im Beſchwerdeverfahren von dem Beſchwerdegericht, unter Berückſichtigung 
der geſtellten Anträge nach freiem Ermeſſen, mindeſtens jedoch auf ein Viertel des Betrages des ding⸗ 
lichen Rechts oder der perſönlichen Forderung feſtzuſetzen, wegen deren der Antrag auf Bewilligung 
einer Zahlungsfriſt geſtellt iſt. 

§ 3. 

Schuldner der Gebühren und Auslagen iſt der Antragſteller, ſoweit fie nicht ausnahmsweiſe auf Grund 
des § 23 Satz 2 des Geſetzes über die Fälligkeit und Verzinſung von Ausgleichshypotheken vom 26. Juni 
1931 dem Gläubiger auferlegt find. Die Vorſchriften der SS 2, 4, 5 des Preußiſchen Gerichtskoſten⸗ 
geſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung finden entſprechende Anwendung. 


; § 4. 

Soweit nicht in dieſer Verordnung beſondere Beſtimmungen über die Fälligkeit getroffen find, 

werden die Gebühren bei Beendigung des Verfahrens, die Auslagen bei ihrer Entſtehung fällig. Im 

übrigen richtet ſich die Berechnung und Einziehung der Koſten ſowie das Erinnerungs⸗ und Bee 

ſchwerdeverfahren über den Koſtenanſatz nach den Vorſchriften, welche für die nach dem Preußiſchen 

Gerichtskoſtengeſetze in der für Danzig geltenden Faſſung zu erhebenden Gerichtskoſten maßgebend ſind. 
Der § 8 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes findet entſprechende Anwendung. 


§ 5. z : 

Volle Gebühr im Sinne diefer Verordnung ijt die im $ 32 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes 
in der für Danzig geltenden Faſſung . Sebühr. Der Mindeſtbetrag einer Gebühr ijt 2,50 
Gulden. 

§ 6. 

Für die Entgegennahme des Antrags auf Bewilligung einer Zahlungsfriſt gemäß § 4 des Ge⸗ 
ſetzes über die Fälligkeit und Verzinſung von Aus gleichshypotheken vom 26. Juni 1931 werden von 
dem Antragſteller fünf Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. Die Gebühr iſt bei Eingang des An⸗ 
trags fällig; fie wird auf die für das Verfahren zu erhebende Gebühr (§ 7 Abſ. 1 a) angerechnet. 


; ST. 
(1) Die volle Gebühr wird erhoben: 
a) für das Verfahren vor der Aufwertungsſtelle; 
b) für die Anordnung und Vornahme von Beweisverhandlungen; 
c) für die das Verfahren abſchließende Entſcheidung. 
(2) Fünf Zehnteile der vollen Gebühr werden erhoben: 
a) für die Beurkundung eines Vergleichs einſchließlich des vorangegangenen Verfahrens und 
der etwaigen Anordnung und Vornahme von Beweisverhandlungen; 
b) für eine einſtweilige Anordnung auf Grund des $ 9 des Geſetzes über die Fälligkeit und 
Verzinſung von Ausgleichshypotheken vom 26. Juni 1931. 
(3) Bei Einleitung des Verfahrens kann ein Vorſchuß in Höhe von fünf Zehnteilen der vollen 
Gebühr erhoben werden. 
§ 8. 
In der Beſchwerdeinſtanz werden erhoben: 
1. die volle Gebühr ; 
a) für die Anordnung und Vornahme von Beweisverhandlungen; 
b) für die die Beſchwerdeinſtanz abſchließende Entſcheidung; 
2. fünf Zehnteile der vollen Gebühr 
_ a) für die Beurkundung eines Vergleichs einſchließlich der etwaigen Anordnungen und Vor⸗ 
nahme von Beweisverhandlungen; 
b) für die Zurücknahme der Beſchwerde, falls eine Entſcheidung noch ae ergangen ijt; 
c) für die Entſcheidung über eine einſtweilige Anordnung (§ 7 Abſ. 2b). 
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§ 9. 


(1) Wird vom Beſchwerdegericht eine Sache zur anderweitigen Verhandlung an die Vorinſtanzen 
zurückverwieſen, ſo gilt die Fortſetzung des Verfahrens in dieſer Inſtanz hinſichtlich der Gebühren⸗ 
erhebung nicht als ein neues Verfahren. 

(2) Werden gemäß § 17 Abſ. 1 Nr. 1 des Geſetzes über die Fälligkeit und Verzinſung von Mus- 
gleichshypotheken vom 26. Juni 1931 mehrere denſelben Antragſteller betreffende Verfahren zum 
Zwecke gleichzeitiger Verhandlung und Entſcheidung miteinander verbunden, ſo ſind die Gebühren wäh⸗ 
rend der Dauer der Verbindung von dem Geſamtwerte zu berechnen. 


§ 10. 


(1) Für die Erhebung der Auslagen gelten die Vorſchriften der SS 109 bis 112 und 114 des 
Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung. Zur Deckung der baren Aus⸗ 
lagen kann von dem Antragſteller ein angemeſſener Vorſchuß erhoben werden. 

(2) Eine Erhebung von Stempeln findet nicht ſtatt. 


Artikel IV. 


Auf die nach der Verordnung über die Errichtung einer Aufwertungsſtelle vom 20. März 1931 
(Geſetzblatt Seite 69) in Verbindung mit § 11 des Zweiten Geſetzes über den Ausgleich der Geldent⸗ 
wertung vom 28. September 1926 (Geſetzblatt Seite 285) zu ee Anträge finden die Vorſchriften 
dieſer Verordnung ſinngemäß Anwendung. 


Danzig, den 14. Juli 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dumont. 


111 : Druckfehlerberichtigung. 


In Nr. 30 des Geſetzblattes — Verordnung über das Sprud- und Beſchlußverfahren bei dem 
Oberverſicherungsamt nach dem Angeſtelltenverſicherungsgeſetz — iſt auf Seite 596 im Artikel 2 Ab⸗ 
ſatz 1 Zeile 3 ſtatt „einer ſolchen Kammer“ zu ſetzen: „einer anderen Kammer“. 

In Nr. 34 des Geſetzblattes — Geſetz über Anderungen in der Krankenverſicherung — iſt auf 
Seite 636 unter Ziffer 16 ſtatt „S 187b“ zu ſetzen: ,,§ 187a“. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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